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Bek. Nr. 1 
 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

-Feststellung der UVP-Pflicht- 
Planfeststellung für Hochwasserschutzmaßnahme an de r Saalach 

Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung des Einz elfalles  
gemäß § 3a in Verbindung mit § 3c UVPG 

 
Der Freistaat Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein, Rosenheimer Straße 7, 83278 Traunstein hat beim 
Landratsamt Berchtesgadener Land einen Antrag auf Planfeststellung für die Hochwasserschutzmaßnahme Sanierung, Rück-
verlegung und Auflassung des Hochwasserdeiches Bad Reichenhall an der Saalach im Bereich zwischen Fkm 15,080 bis 
17,000 gestellt: 
 
� Bestandsumfang vorhandener Hochwasserdeich Fkm 15,080 bis 17,000  
� Sanierung vorhandener Hochwasserdeich Fkm 15,080 bis 16,170 und Absenkung Hochwasserdeich mit östlicher und 

westlicher Scharte Fkm 16,180 bis 16,310 
� Rückverlegung (Neuerrichtung) Hochwasserdeich Fkm 16,220 bis 16,800 
� Auflassung als Hochwasserschutzeinrichtung des nicht mehr benötigten Hochwasserdeiches Fkm 16,310 bis 17,000 
 
Die Saalach ist ein typischer sommerkalter 103 km langer Gebirgsfluss mit erheblicher Treibzeug- und Geschiebeführung. Die 
Wasserführung der Saalach wird neben den Niederschlagsereignissen durch die Schneeschmelze beeinflusst. Mit Einsetzen 
der Schneeschmelze steigt die Wasserführung, erreicht ihren Höchststand in den sommerlichen Niederschlagszeiten, geht 
während der Herbstzeit zurück, um in den Wintermonaten ihren Niedrigststand zu erreichen. Dieser hochalpine Abflusscharak-
ter ist stark ausgeprägt. 
 
Bei Hochwasserführung der Saalach sind Teile des Stadtgebietes von Bad Reichenhall durch Überschwemmungen bedroht. 
Besonders betroffen ist der Bereich zwischen der Saalachstraße und Grabenbachstraße (Wohngebiet) und an der Gewerken-
straße (Gewerbegebiet) am nordwestlichen Stadtrand. Die aktuellen Abflusswerte betragen beim HQ50 820 m³/s, HQ100 930m³/s 
und HQextrem (= 1,5 x HQ100) 1.395 m³/s. 
 
Zum Schutz der Bebauung wurde in den Jahren 1873 bis 1918 im Zusammenhang mit der Korrektion der Saalach ein ca. 2 km 
langer Hochwasserdeich entlang der Saalach zwischen Fkm 15,080 und 17,000 errichtet. Der Deichabstand beträgt 50 bis    
100 m zum Mittelwassergerinne der Saalach. Der Deich verläuft am rechten Ufer der Saalach zunächst unmittelbar am Rand 
der Bebauung entlang der Saalachstraße sowie Gewerkenstraße und weiter in einem schmalen Waldstreifen zwischen der 
Saalach und der Loferer Straße (Bundesstraße B 20). Der bestehende Hochwasserdeich schützt derzeit rund 150 Wohngebäu-
de und ca. 80 Gewerbebetriebe mit rund 300 Arbeitsplätzen. 
Aufgrund des hohen Alters und der konstruktiven Gestaltung entspricht der Hochwasserdeich nicht mehr dem Stand der Tech-
nik. Die Deichhöhe reicht zudem nicht aus, um den angestrebten Schutz der angrenzenden Bebauung vor einem 100-jährlichen 
Bemessungshochwasser zuzüglich Klimazuschlag von 15 Prozent (HQ100+15 % Klimazuschlag = 1.070 m³/s) zu gewährleisten. Der 
Hochwasserdeich weist über größere Strecken relevante Freiborddefizite auf. Entlang der Loferer Straße kann es bei einem 
Bemessungshochwasser auch zu Überströmungen kommen, die eine großflächige Überflutung bebauter Bereiche bewirken 
könnte. Berücksichtigt man zusätzlich die Freiborddefizite und weitere konstruktive Mängel, besteht bei größeren Hochwasser-
ereignissen nicht nur entlang der Loferer Straße sondern nahezu auf der gesamten Deichstrecke die Gefahr einer Überströ-
mung. Der Hochwasserdeich ist derzeit nicht überströmungssicher gestaltet. In der Folge von Deichüberströmungen kann es 
durch Oberflächenerosion zu Deichbrüchen kommen, so dass Saalachwasser in großem Umfang in bebaute Bereiche vordrin-
gen würde. 
 
Geplante Hochwasserschutzmaßnahmen für den Hochwass erdeich Bad Reichenhall 
 
Wegen der örtlichen Randbedingungen (beengte Platzverhältnisse, Deichtrasse innerhalb oder am Rand eines Waldgebietes, 
sensible Ver- und Entsorgungsleitungen im und parallel zum Deichkörper) ist es kaum möglich einen klassischen Erddeich nach 
den Vorgaben der DIN 19712 herzustellen.  
 
Unter Berücksichtigung technischer, naturschutzfachlicher und wirtschaftlicher Aspekte ist stattdessen geplant, überströmbare 
Deiche mit statisch wirksamer Innendichtung bzw. Hochwasserschutzwände mit seitlichen Erdanschüttungen zu errichten. 
Am südöstlichen Rand des Untersuchungsgebietes verläuft die Bahnlinie 5741 Freilassing-Bad Reichenhall. Unmittelbar südlich 
der Gleise verläuft der Grabenbach, der als Vorfluter für das Qualmwasser der Sickerwasserdrainage genutzt wird. Der Graben-
bach ist ein künstliches Gewässer, das an der Alten Saline beginnt und zunächst unterirdisch in einer Verrohrung bis zum Süd-
rand des Gewerbegebietes an der Gewerkenstraße geführt wird. Von dort fließt er in einem offenen Gerinne in nordöstlicher 
Richtung bis zur Mündung in die Saalach bei Fkm 14,160 in einem Abstand von ca. 1 km vom Nordostrand des Planungsgebie-
tes. Der Grabenbach wird neben eindringendem Grundwasser durch Regenwasser aus der Innenstadt und durch Regenüber-
läufe der Kanalisation gespeist. 
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Der Hochwasserschutz erfolgt auf der gesamten Strecke von ca. 1,7 km (Flusskilometer Saalach 15,080 bis 16,800) von der 
Kreuzung Loferer Straße B20/Vogelthennstraße bis zum Staufenbrückesteg durch Herstellung von Schutzwänden (Stahlspund-
wände). Die konstruktive Gestaltung erfolgt entweder durch Stahlspundwände mit beidseitigen Erdanschüttungen oder in 
gleichwertiger Weise durch nachträglich in den bestehenden Deich eingebaute Stahlspundwände als Innendichtung.  
Die Hochwasserschutzmaßnahmen werden auf einen Abfluss von einem 100-jährlichen Bemessungshochwasser zuzüglich 
Klimazuschlag von 15 Prozent (HQ100+15 % Klimazuschlag = 1.070 m³/s) und einem Freibord von 0,50 m ausgelegt. Im Unterschied zur 
derzeit bestehenden Situation sind die geplanten Hochwasserschutzbauwerke überströmungssicher. 
 
Teilgebiet Wohngebiet 
 
Stahlspundwand Breite 0,30 m, Tiefe nach statischer Berechnung und Länge ca. 406 m (Stationierung der Hochwasserschutz-
maßen 0+724 bis 1+130) auf der wasserseitigen Seite des bestehenden Deiches mit neuer Anschüttung wasser- und luftseitig. 
Neuerrichtung luftseitig Sickerwasserdrainageleitung DN 400 für Sickerwassermenge im Bemessungsfall von Q = 296 l/s und 
Transportleitung DN 700, DN 800 und DN 900 sowie Ableitungskanal Ost mit Einleitung in den Grabenbach. 
 
Teilgebiet Gewerbegebiet 
 
Stahlspundwand Breite 0,30 m, Tiefe nach statischer Berechnung und Länge ca. 724 m (Stationierung der Hochwasserschutz-
maßen 0+000 bis 0+724) östlich wasserseitig und westlich landseitig im bestehenden Deich mit neuer Anschüttung in Teilab-
schnitten wasser- und luftseitig. 
Neuerrichtung luftseitig Sickerwasserdrainageleitung DN 400 für Sickerwassermenge im Bemessungsfall von Q = 424 l/s und 
Aufteilung auf die Transportleitung DN 500, DN 600 und DN 700 Richtung Ableitungskanal Ost und Transportleitung DN 500 
Richtung Ableitungskanal West. 
 
Teilgebiet Waldgebiet 
 
Neuerrichtung einer wasser- und luftseitig überschütteten Stahlspundwand Breite 0,30 m, Tiefe nach statischer Berechnung und 
Länge ca. 560 m (Stationierung der Hochwasserschutzmaßen 0+160 bis 0+720) südlich des bestehenden Deiches entlang der 
Loferer Straße (B 20) unter Berücksichtigung eines Sicherheitsraumes zur B 20.  
Der bestehenbleibende Altdeich wird in 2 Bereichen östlich bei Scharte 1 auf einer Länge von ca. 30 m um 80 cm und bei 
Scharte 2 westlich auf einer Länge von 80 m um 70 cm abgesenkt. 
Neuerrichtung luftseitig Sickerwasserdrainageleitung DN 400 für Sickerwassermenge im Bemessungsfall von Q = 388 l/s und  
Transportleitung DN 500, DN 600 und DN 700 sowie Ableitungskanal West mit Einleitung in den Grabenbach. 
 
Außerdem wird der nicht mehr benötigte und nicht sanierte Deich im Waldgebiet im Bereich von Fkm 16,310 bis 17,000 als 
Hochwasserschutzeinrichtung aufgelassen. Dieser Deichbereich dient nur noch als Wegeverbindung sowie Spartentrasse und 
kann sich künftig als Waldbestand entwickeln. 
 
Einleitung des gefassten Sickerwassers über den Ableitungskanal Ost und West an 2 Stellen in den Grabenbach: 
 
� Ableitungskanal Ost DN 900 mit einer Länge von ca. 171,82 m zur Ableitung des Sickerwassers aus dem Wohngebiet 

und zusätzlich aus dem Gewerbegebiet ab Station 0+200 (Stationierung der Hochwasserschutzmaßen) mit Einlauf als offe-
nes Gerinne in ein Auengewässer der Marzoller Au (Biotop) und anschließend in den Grabenbach 

 
� Ableitungskanal West DN 900 mit einer Länge von ca.  438,48 m zur Ableitung des Sickerwassers aus dem Waldgebiet 

und zusätzlich aus dem Gewerbegebiet bis zur Station 0+200 (Stationierung der Hochwasserschutzmaßen) mit Einlauf als 
offenes Gerinne in den Grabenbach 

 
Die Sanierung, Rückverlegung und Auflassung des bestehenden Hochwasserdeiches Bad Reichenhall als wesentliche Umge-
staltung (Deichsanierung), Herstellung (Deichrückverlegung bzw. Deichneubau) und Beseitigung (Deichauflassung als Hoch-
wasserschutzeinrichtung) von Deichbauten beeinflusst den Hochwasserabfluss und steht somit nach § 67 Abs. 2 Satz 3 in Ver-
bindung mit Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) einem zulassungspflichtigen Gewässerausbau gleich. Für diesen Gewäs-
serausbau wurde beim Landratsamt Berchtesgadener Land eine wasserrechtliche Planfeststellung nach § 68 Abs. 1 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) beantragt. 
 
Gemäß § 3a Satz 1, 3c Satz 1 und § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG in Verbindung mit Nr. 13.13 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist 
beim Bau und der Änderung bzw. Erweiterung eines Deiches, der den Hochwasserabfluss beeinflusst, eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls durchzuführen. Im Rahmen dieser Vorprüfung ist unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 zum UVPG 
aufgeführten Schutzkriterien festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und des-
halb die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles ergab, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen nach § 12 UVPG zu erwarten sind und somit keine Umweltverträglichkeitsprüfung  nach den Vorschriften des UVPG er-
forderlich ist (§ 3a Satz 1 UVPG).  
  
Diese Feststellung, die nicht selbständig anfechtbar ist (§ 3a Satz 3 UVPG), wird hiermit nach § 3a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG 
bekannt gegeben. 
 
Der Feststellungsvermerk vom 25.11.2016 über die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles ist der Öffentlichkeit nach den Be-
stimmungen des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG) zugänglich zu machen und kann während der allgemei-
nen Dienststunden im Landratsamt Berchtesgadener Land, Arbeitsbereich 322 Wasserrecht, Zimmer Nr. 216 eingesehen wer-
den (§ 3a Satz 2 Halbsatz 1 UVPG). 
 
 
Bad Reichenhall, den 1. Dezember 2016 
Landratsamt Berchtesgadener Land  
 
Georg Grabner , Landrat 
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Bek. Nr. 2 
 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses nach § 10 Ab s. 3 BauGB  

über die 1. Änderung des Teilbaulinienplanes „Siedl ung Staufenbrücke“ im  
Bereich der Grundstücke Fl. Nr. 257 (Teilfläche), 2 93 (Teilfläche), 293/1 (Teilfläche), 

320/1, 322, 322/1 und 323 (Teilfläche) jeweils Gema rkung St. Zeno 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 

 
Der Stadtrat der Stadt Bad Reichenhall hat in seiner öffentlichen Sitzung am 12.7.2016 die 1. Änderung des Teilbaulinienplanes 
„Siedlung Staufenbrücke“ in der Fassung vom 23.6.2016 mit Begründung im Bereich der Grundstücke Fl. Nr. 257 (Teilfläche), 
293 (Teilfläche), 293/1 (Teilfläche), 320/1, 322, 322/1 und 323 (Teilfläche) jeweils Gemarkung St. Zeno gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen.  
 
Die Bebauungsplanänderung wurde im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a in Verbindung mit § 13 BauGB aufgestellt. Eine 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB war deshalb nicht erforderlich.  
 
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 
 
Die Bebauungsplanänderung mit Begründung wird vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus der Stadt 
Bad Reichenhall, Neues Verwaltungsgebäude Rathausplatz 8, Stadtbauamt im Zimmer 105 des 1. Obergeschosses während 
der Dienststunden von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Freitag 
von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, außerhalb dieser Zeiten oder wenn Sie auf Barrierefreiheit angewiesen sind, nach telefonischer 
Vereinbarung (Tel.-Nr.: 08651/775-291) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 
 
Diese Bekanntmachung mit den Planunterlagen kann außerdem auf der Internetseite der Stadt Bad Reichenhall (www.stadt-
bad-reichenhall.de) unter der Rubrik „Rathaus Online“ und dort unter der Rubrik „Bauleitpläne“ eingesehen bzw. heruntergela-
den werden. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB: 
 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird.  
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB: 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften, 
• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der vorstehenden Bebauungsplanänderung schriftlich gegenüber 
der Stadt Bad Reichenhall unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
 
 
Bad Reichenhall, den 23. November 2016 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 3 
 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses nach § 10 Ab s. 3 BauGB  

für die Aufstellung eines Bebauungsplanes „Wohnen i n der Auenstraße“ im 
Bereich der Grundstücke Fl. Nr. 257 (Teilfläche), 2 93 (Teilfläche), 293/1 (Teilfläche), 

320/1, 322, 322/1 und 323 (Teilfläche) jeweils Gema rkung St. Zeno 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 

 
Der Stadtrat der Stadt Bad Reichenhall hat in seiner öffentlichen Sitzung am 12.7.2016 den Bebauungsplan „Wohnen in der 
Auenstraße“ in der Fassung vom 23.6.2016 mit Begründung im Bereich der Grundstücke Fl. Nr. 257 (Teilfläche), 293 (Teilflä-
che), 293/1 (Teilfläche), 320/1, 322, 322/1 und 323 (Teilfläche) jeweils Gemarkung St. Zeno gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen.  



-309- 

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a in Verbindung mit § 13 BauGB aufgestellt. Eine Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB war deshalb nicht erforderlich.  
 
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan mit Begründung wird vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus der Stadt Bad 
Reichenhall, Neues Verwaltungsgebäude, Rathausplatz 8, Stadtbauamt im Zimmer 105 des 1. Obergeschosses während der 
Dienststunden von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Freitag 
von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, außerhalb dieser Zeiten oder wenn Sie auf Barrierefreiheit angewiesen sind, nach telefonischer 
Vereinbarung (Tel.-Nr.: 08651/775-291) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 
 
Diese Bekanntmachung mit den Planunterlagen kann außerdem auf der Internetseite der Stadt Bad Reichenhall (www.stadt-
bad-reichenhall.de) unter der Rubrik „Rathaus Online“ und dort unter der Rubrik „Bauleitpläne“ eingesehen bzw. heruntergela-
den werden. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB: 
 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird.  
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB: 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften, 
• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des vorstehenden Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt 
Bad Reichenhall unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
 
 
Bad Reichenhall, den 23. November 2016 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 4 
 

Stadt Freilassing 
 

Bekanntmachung der Stadt Freilassing  
über den Beschluss zur 31. Änderung des  

Flächennutzungsplanes der Stadt Freilassing  
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB)  

sowie über die Durchführung der frühzeitigen  
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Stadtrat der Stadt Freilassing hat am 1.8.2016 beschlossen, den Flächennutzungsplan im Bereich des nördlichen Sonnen-
feldes zu ändern (31. Änderung). 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist Voraussetzung zur erfolgreichen Durchführung der drei Bauleitplanverfahren 
„AWO-Zentrum“, „43. Änderung des Bebauungsplanes Sonnenfeld am Naglerwald“ und „Wohnpark am Sonnenfeld“. 
 
Am 14.11.2016 hat der Stadtrat die Verwaltung beauftragt auf Grundlage des Vorentwurfs in der Fassung vom 27.10.2016 die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch durchzuführen. 
 
Der Entwurf dieser 31. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Fassung vom 27.10.2016, die Begründung einschließlich 
Umweltbericht in der Fassung vom 23.11.2016 und eine Relevanzprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung in der 
Fassung vom 28.11.2016 liegen in der Zeit von  
 

Mittwoch, den 14. Dezember 2016 bis Montag, den 16.  Januar 2017 
 
im Rathaus der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 2. Obergeschoss, im Flur und im Zimmer Nr. 202 während der allge-
meinen Dienststunden (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 
18:00 Uhr) öffentlich zur Unterrichtung über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Pla-
nung aus. Dabei besteht die Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
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Darüber hinaus können die Planungsunterlagen auf der Homepage der Stadt Freilassing (http://www.freilassing.de) unter der 
Rubrik "Rathaus" eingesehen werden. 
 
 
Freilassing, den 1. Dezember 2016 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 5 
 

Stadt Laufen 
 

Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 53 Gewerbegeb iet „Niedervillern“;  
ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses;  Inkrafttreten 

 
Die Stadt Laufen hat mit Beschluss vom 22.11.2016 die Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 53 Gewerbegebiet „Niedervil-
lern“ mit Begründung und Umweltbericht in der Fassung vom 20.9.2016 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
Bebauungsplan in Kraft.  
Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie 
die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt 
wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Pla-
nungsmöglichkeiten gewählt wurde, im Rathaus der Stadt Laufen, Rathausplatz 1, während der allgemeinen Öffnungszeiten 
(Montag bis Freitag 8:30 bis 12:30 Uhr, Dienstag zusätzlich 14 bis 16 Uhr und Donnerstag zusätzlich 14 bis 18 Uhr) einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in 
der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Laufen gel-
tend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Ent-
schädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbei-
geführt wird. 
 
 
Laufen, den 30. November 2016 
Stadt Laufen 
 
Hans Feil , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 6 
 

Markt Marktschellenberg 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Satzung zur ersten Änderung der Satzung über die Lü ckenfüllung  

innerhalb einer bestehenden Splittersiedlung im Auß enbereich  
(Alte Berchtesgadener Straße – Süd) 

 
Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung vom 28. November 2016 die Satzung zur ersten Änderung der Satzung über die 
Lückenfüllung innerhalb einer bestehenden Splittersiedlung im Außenbereich (Alte Berchtesgadener Straße – Süd) beschlos-
sen. 
 
Ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung liegen die Satzung und Begründung im Rathaus des Marktes Marktschellenberg, 
Salzburger Straße 2, I. OG, Zimmer 3, während der allgemeinen Dienststunden aus. Jedermann kann diese Unterlagen einse-
hen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird diese Satzung wirksam. 
 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
BauGB genannten Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen von Satzungen unbeachtlich ist, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten der Satzung schriftlich gegenüber dem Markt geltend gemacht worden ist. 
 
Ebenso sind Mängel in der Abwägung nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit 
der Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber dem Markt geltend gemacht werden. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangen begründen soll, ist in beiden Fällen darzulegen. 
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Außerdem können Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn einer der in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile entstanden ist. Die Fälligkeit des Anspruches entsteht durch schriftlichen Antrag beim Ent-
schädigungspflichtigen. 
 
Der Anspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Vermögensnachteile entstanden sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Marktschellenberg, den 30. November 2016 
Markt Marktschellenberg 
 
Halmich , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 7 
 

Markt Teisendorf 
 

Bekanntmachung der Marktgemeinde Teisendorf über di e Widmung  
einer Teilstrecke des „Kraxenester-Pettingerweges i n der Flur Helming“  

zum nicht ausgebauten öffentlichen Feld- und Waldwe g,  
Art. 6 Abs. 1 Bayerisches Straßen- und Wegegesetz –  BayStrWG  

 
Nachfolgend aufgeführte Teilstrecke des „Kraxenester – Pettingerweges in der Flur Helming wird mit Wirkung vom 1.2.2017 
zum nicht ausgebauten öffentlichen Feld- und Waldweg gewidmet.  
 
Die zu widmende Teilstrecke beginnt bei der Gemeindegrenze Petting (km 0,000) und endet bei der Schnittstelle mit dem be-
reits gewidmeten Weg (km 0,104). Die Wegstrecke wird Bestandteil des bereits gewidmeten öffentlichen Feld- und Waldweges 
„Kraxenester – Pettingerweg in der Flur Helming“. 
 
Künftige Straßenbaulastträger sind die jeweiligen Eigentümer der Grundstücke Fl. Nr. 884 und 813 Gemarkung Holzhausen. 
 
Die Verfügung und Rechtsbehelfsbelehrung kann während der allgemeinen Dienststunden beim Markt Teisendorf, Poststr. 14, 
83317 Teisendorf, Zimmer Nr. 206 (Tel. 08666/9889-0) eingesehen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Markt Teisendorf) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl     

S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Straßen- und Wegerechts abgeschafft. Es besteht keine Mög-
lichkeit, gegen diese Verfügung Widerspruch einzulegen. 

 
• Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
 
• Sofern kein Fall des § 188 VwGO: Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor dem Verwaltungsgericht seit 1.7.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 
 
Teisendorf, den 24. November 2016 
Markt Teisendorf 
 
Gasser , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 8 
 

Markt Teisendorf 
 

Bekanntmachung der Marktgemeinde Teisendorf über di e Absicht der Einziehung einer  
Teilstrecke der Gemeindeverbindungsstraße „Kraxenes ter – Pettingerweg in der Flur Helming“  

gemäß Art. 8 Abs. 2 Bayerisches Straßen- und Wegege setz – BayStrWG –  
 
Der Markt Teisendorf, Landkreis Berchtesgadener Land, Regierungsbezirk Oberbayern beabsichtigt eine Teilstrecke der gewid-
meten Gemeindeverbindungsstraße „Kraxenester – Pettingerweg in der Flur Helming“ einzuziehen. 
 
Die einzuziehende Teilstrecke beginnt bei der Gemeindegrenze Petting (km 0,000) und endet bei der Nordostgrenze des ehe-
maligen Wegegrundstücks Fl. Nr. 884/1 Gemarkung Holzhausen (km 0,124). 
 
Die Absicht der Einziehung wird hiermit gemäß Art. 8 Abs. 2 BayStrWG bekannt gemacht. 
 
Die Einziehungsunterlagen können im Rathaus Teisendorf, Poststraße 14, zweites Obergeschoß, Zimmer Nr. 206 während der 
allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Markt Teisendorf) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl     

S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Straßen- und Wegerechts abgeschafft. Es besteht keine Mög-
lichkeit, gegen diese Verfügung Widerspruch einzulegen. 

 
• Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
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• Sofern kein Fall des § 188 VwGO: Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor dem Verwaltungsgericht seit 1.7.2004 
grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 

Teisendorf, den 24. November 2016 
Markt Teisendorf 
 
Gasser , Erster Bürgermeister 

 

 
 
 
Bek. Nr. 9 
 

Gemeinde Anger 
 

Bekanntmachung über den Beschluss zur 7. Änderung d es 
Bebauungsplanes „Steinanger- und Watzmannstraße“ 

gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB sowie  über die 

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
1. Der Gemeinderat beschloss in seiner Sitzung vom 3.11.2016 die 7. Änderung des Bebauungsplanes „Steinanger- und 

Watzmannstraße“ für die Grundstücke Brückenstraße 10, Watzmannstraße 1, 3, 4 und 5, Fl. Nrn. 699, 696/2, 696/3, 696/4 
und 696/5, Gemarkung Aufham. Im Wesentlichen werden die Baugrenzen vergrößert, damit im Rahmen der festgesetzten 
Grundflächenzahl die Grundstücke baulich besser genutzt werden können. Dadurch wird eine Nachverdichtung im Sinne 
flächensparenden Umgangs mit Grund und Boden ermöglicht. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13 a BauGB geändert. Es wird keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Das Plangebiet mit ca. 
6.000 m² befindet sich im Ortsteil Jechling. 

 
2. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB besteht für jedermann in der Zeit vom 
 

7. Dezember 2016 bis 9. Januar 2017 
 

Gelegenheit, im Rathaus Anger, Dorfplatz 4, Zimmer Nr. 1, während der allgemeinen Dienststunden, Auskunft über Inhalt, 
Zweck und Auswirkungen der vorgesehenen Planung zu erhalten. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Er-
örterung. 
 
Gegenstand der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind: 
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- Planentwurf vom 3.11.2016 mit textlichen Festsetzungen, ausgearbeitet von Lerach Planungsgesellschaft mbH, Anger 
- Begründung vom 3.11.2016 

 
Die oben genannten Unterlagen können auch auf der Homepage der Gemeinde Anger unter www.anger.de – Bürgerser-
vice & Rathaus - Aktuelles – Bauleitverfahren zur 7. Änderung des Bebauungsplanes „Steinanger- und Watzmannstraße“ 
eingesehen werden. 

 
 
Anger, den 30. November 2016 
Gemeinde Anger 
 
Enzinger , Erster Bürgermeister 

 
 
Bek. Nr. 10 
 

Gemeinde Anger 
 

Satzung zur Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 

Gemeinde Anger vom 7.12.2012 
(BGS/EWS); (2. Änderung) 

 
Aufgrund der Art. 5 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde Anger folgende 

 
Satzung 

 
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Anger vom 7.12.2012 (Amtsblatt 
Nr. 51 vom 18.12.2012 des Landkreises Berchtesgadener Land), zuletzt geändert mit Satzung vom 10.3.2014 (Amtsblatt Nr. 12 
vom 18.3.2014 des Landkreises Berchtesgadener Land): 
 

§ 1 
Änderung 

 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt 
 
a) bei Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser 1,17 € pro Kubikmeter Abwasser, 

 
b) bei Einleitung von Schmutzwasser 1,06 € pro Kubikmeter Abwasser. 

 
§ 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
 
Anger, den 2. Dezember 2016 
Gemeinde Anger 
 
Enzinger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 11 
 

Gemeinde Bayerisch Gmain 
 

Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtun g  
der Gemeinde Bayerisch Gmain 
(Entwässerungssatzung – EWS) 

Vom 29. November 2016 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 
des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) erlässt die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1)  Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung (Entwässerungseinrichtung) für das von der 

gemeindlichen Entwässerungseinrichtung entsorgte Gebiet. 
 
(2)  Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde. 
 
(3)  Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüs-

se. 
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§ 2  
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1)  Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche plane-
rische Vorgaben vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen. 

 
(2)  Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbauberech-

tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner. 

 
§ 3  

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
1. Abwasser 

 
ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlä-
gen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser).  
 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschließ-
lich Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das häusliche Abwasser. 

 
2. Kanäle  

 
sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z. B. 
Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 

 
3. Schmutzwasserkanäle 

 
dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser. 

 
4. Mischwasserkanäle 

 
sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 

 
5. Regenwasserkanäle 

 
dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Niederschlagswasser. 
 

6. Sammelkläranlage 
 
ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

7. Grundstücksanschlüsse 
 
sind 

 
- bei Freispiegelkanälen: 

 
die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein Kontrollschacht vorhan-
den, endet der Grundstücksanschluss an der Grenze des öffentlichen Straßengrundes zu privaten Grundstücken. 
 

- bei Druckentwässerung: 
 
die Leitungen vom Kanal bis zum Abwassersammelschacht. 
 

- bei Unterdruckentwässerung: 
 
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschlussschachts. 

 
8. Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
sind 

 
- bei Freispiegelkanälen: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontroll-
schachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung eines 
Grundstücks (§ 9 Abs. 4). Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein Kontrollschacht vorhanden, endet die Grund-
stücksentwässerungsanlage an der Grenze privater Grundstücke zum öffentlichen Straßengrund. 
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- bei Druckentwässerung: 
 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwasser-
sammelschachts. 

 
- bei Unterdruckentwässerung: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 

 
9. Kontrollschacht 

 
ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anlage dient. 
 

10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung) 
 
ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage. 
 

11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung) 
 
ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden Stauraum sowie einer Absaugventileinheit.  
 

12. Messschacht 
 
ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses oder die Entnahme von Abwasserproben. 
 

13. Abwasserbehandlungsanlage 
 
ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu 
beseitigen. Hierzu zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-) 
Behandlung gewerblichen oder industriellen Abwassers. 

 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 

 
ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Voraus-
setzungen für die fachliche Eignung sind insbesondere 
 
- die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verantwortlichen technischen Leitung, 
 
- die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an 

Grundstücksentwässerungsanlagen, 
 
- die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und Geräte, 
 
- die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen und Vorschriften, 
 
- eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation). 

 
§ 4  

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Entwässe-

rungseinrichtung angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwasser in die 
Entwässerungseinrichtung einzuleiten. 

 
(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen sind. 

Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlan-
gen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal er-
schlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

 
(3)  Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne Weiteres von der Entwässerungseinrichtung über-
nommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt oder 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht mög-

lich ist. 
 
(4)  Die Gemeinde kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers we-

gen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5)  Unbeschadet des Abs. 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von 

Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, 
wenn die Einleitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.  

 
§ 5  

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung anzu-

schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich 
ist. 
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(2)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung 
anzuschließen, wenn Abwasser anfällt. 

 
(3)  Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd 

oder vorübergehend vorhanden sind. 
 
(4)  Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge 

haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5)  Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles 

Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind der Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den. 

 
§ 6  

Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1)  Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 

oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zu-
mutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2)  Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 
§ 7  

Sondervereinbarungen 
 
(1)  Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, kann die Gemeinde 

durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung ent-

sprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht 
ist. 

 
§ 8  

Grundstücksanschluss 
 
 (1)  Der Grundstücksanschluss wird von der Gemeinde hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und unterhalten sowie still-

gelegt und beseitigt. Die Gemeinde kann, soweit der Grundstücksanschluss nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwäs-
serungseinrichtung ist, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den Grund-
stücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, verbessert, erneuert, ändert und unterhält sowie stilllegt und beseitigt; § 9 
Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 

 
(2)  Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an 

welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche des Grundstückseigentümers werden dabei nach Möglichkeit be-
rücksichtigt. Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert werden, so 
kann die Gemeinde verlangen, dass die Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt wird. Unter ei-
ner nachträglichen Änderung ist auch ein zusätzlicher Grundstücksanschluss zu verstehen. 

 
(3)  Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen 

ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und 
dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maß-
nahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 

 
§ 9  

Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1)  Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit 

einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung abge-
leitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit einer Abwasserbehand-
lungsanlage auszustatten. 

 
(2)  Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unter-
halten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 
Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik maßgeblich. 

 
(3)  Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Gemeinde kann verlangen, dass 

anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckentwässerung oder Unterdruck-
entwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grundstücksentwässerungsanlage über 
den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann. 

 
(4)  Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, kann die Gemeinde vom Grundstückseigentümer den Einbau und den 

Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße 
Beseitigung des Abwassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Planung und Aus-
führung des Kanalsystems für die Gemeinde nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

 
(5)  Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Entwässerungseinrichtung hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schüt-

zen. 
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(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt 
werden. Die Gemeinde kann den Nachweis der fachlichen Eignung verlangen. 

 
§ 10 

Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1)  Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in 

doppelter Fertigung einzureichen: 
 
a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1.000, 
 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen und im Fall des § 9 Abs. 1 

Satz 2 die Abwasserbehandlungsanlage ersichtlich sind, 
 
c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Nor-

mal-Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, 
Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind, 

 
d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 

abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben über 
 
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst 

werden soll, 
 
- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, 
 
- die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, 
 
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, 

Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 
 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, 
Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. Die Pläne müssen den bei der Gemeinde 
aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterlagen sind vom Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unter-
schreiben. Die Gemeinde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen anfordern. 

 
(2)  Die Gemeinde prüft, ob die geplante Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen dieser Satzung entspricht. Ist 

das der Fall, erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zu-
stimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn die Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen ihre Zustim-
mung schriftlich verweigert. Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlage nicht den Bestimmungen dieser Satzung, 
setzt die Gemeinde dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung und 
erneuten Einreichung der geänderten Unterlagen bei der Gemeinde; Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die Zustim-

mung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach 
straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4)  Von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung  

der Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Un-

terhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Unter-
nehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, ist der Beginn innerhalb 
von 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeits-

kräfte, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässerungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungsgemä-

ße Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Mängelfreiheit durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich 
geeigneten Unternehmer prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen. Dies gilt nicht, soweit die Gemeinde 
die Prüfungen selbst vornimmt; sie hat dies vorher anzukündigen. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Werden die Leitungen 
vor Durchführung der Prüfung auf satzungsgemäße Errichtung der Grundstücksentwässerungsanlage verdeckt, sind sie 
auf Anordnung der Gemeinde freizulegen. 

 
(4)  Soweit die Gemeinde die Prüfungen nicht selbst vornimmt, hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde die Bestätigun-

gen nach Abs. 3 vor Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme der Grundstücksentwässerungsanlage unaufge-
fordert vorzulegen. Die Gemeinde kann die Verdeckung der Leitungen oder die Inbetriebnahme der Grundstücksentwäs-
serungsanlage innerhalb eines Monats nach Vorlage der Bestätigungen oder unverzüglich nach Prüfung durch die Ge-
meinde schriftlich untersagen. In diesem Fall setzt die Gemeinde dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Gründe 
für die Untersagung eine angemessene Nachfrist für die Beseitigung der Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten ent-
sprechend. 

 



-319- 

(5)  Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des fachlich geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch die 
Gemeinde befreien den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prüfenden Unternehmer sowie den Planfertiger 
nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 

 
(6)  Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ord-

nungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Kleinkläranlagen 
vor, ersetzt diese in ihrem Umfange die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 3 und Abs. 4. 

 
§ 12  

Überwachung 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grundstücks-

entwässerungsanlagen, die an Misch- oder Schmutzwasserkanäle angeschlossen sind, in Abständen von jeweils 20 Jah-
ren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das 
Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen. Für Anlagen in Wasserschutzgebieten gelten kürzere Abstände entspre-
chend den Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung; ist dort nichts geregelt ist die Dichtheit wiederkeh-
rend alle fünf Jahre durch Sichtprüfung und alle zehn Jahre durch Druckprobe oder ein anderes gleichwertiges Verfahren 
nachzuweisen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erheblichen 
Mängeln ist innerhalb von sechs Monaten nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen. Die Ge-
meinde kann verlangen, dass die Bestätigung über die Mängelfreiheit und über die Nachprüfung bei festgestellten Män-
geln vorgelegt werden. 

 
(2)  Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Be-

stimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücks-

entwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemeinde an-
zuzeigen. 

 
(4)  Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-

weicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasserrechtliche Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen Eigen- oder Selbstüber-
wachung der Gemeinde vorgelegt werden. 

 
(5)  Unbeschadet der Absätze 1 bis 4 ist die Gemeinde befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-

fen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Gemeinde nicht selbst unterhält. Die Gemeinde kann jederzeit verlan-
gen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störungen 
anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt. Führt 
die Gemeinde aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Messschächte 
oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, beginnt die 
Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die Gemeinde neu zu laufen. 

 
(6)  Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 5 gelten auch für den Benutzer des Grundstücks. 
 

§ 13  
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grunds tück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrich-
tung dienende Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 

§ 14  
Einleiten in die Kanäle 

 
(1)  In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. In 

Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
 
(2)  Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden darf, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15  
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

 
(1)  In die Entwässerungseinrichtung dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 

 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 
 
- die Entwässerungseinrichtung oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen, 
 
- den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 
 
- die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder 
 
- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 

 
(2)  Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin oder Öl, 
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2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
 
3. radioaktive Stoffe, 
 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers 

führen, Lösemittel, 
 
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 
 
6. Grund- und Quellwasser, 
 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pap-

pe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten, 
 
8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silage-

gärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke, 
 
9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Abwasserbehandlungsanlagen und Abortgruben unbe-

schadet gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme, 
 
10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 

krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole. 
 
Ausgenommen sind 
 
- unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus 

Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 
 
- Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und deren 

Einleitung die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 oder 4 zugelassen hat; 
 
- Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen. 

 
11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den Mindestanfor-

derungen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 
 
- das wärmer als +35 °C ist, 
 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist. 

 
12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln, 
 
13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW. 

 
(3)  Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen An-

schlusspflichtigen oder im Rahmen einer Sondervereinbarung festgelegt. 
 
(4)  Über Abs. 3 hinaus kann die Gemeinde in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und 

Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebs-
personals, der Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden 
Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Bescheids, er-
forderlich ist. 

 
(5)  Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in 

die Entwässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die 
für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Gemeinde kann Fristen 
festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden 
müssen. 

 
(6)  Die Gemeinde kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Abs. 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen 

trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende Wirkung verlieren oder der Betrieb der Entwässerungsein-
richtung nicht erschwert wird. In diesem Fall hat er der Gemeinde eine Beschreibung mit Plänen in doppelter Fertigung 
vorzulegen. 

 
(7)  Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten Brenn-

wert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das 
Kondensat zu neutralisieren und der Gemeinde über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fachbe-
triebs vorzulegen. 

 
(8)  Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des 

Abs. 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der Entwässerungseinrichtung ermöglichen, bleiben vorbehalten. 
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(9)  Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung gelan-
gen, ist dies der Gemeinde sofort anzuzeigen. 

 
§ 16  

Abscheider 
 
Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten (z. B. Benzin, Öle oder Fette) mitabgeschwemmt werden können, ist das Abwas-
ser über in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. Fettabscheider abzuleiten. Die Abschei-
der sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten. Die Ge-
meinde kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion verlangen. Das 
Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17  
Untersuchung des Abwassers 

 
(1)  Die Gemeinde kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Be-

vor erstmals Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist der Ge-
meinde auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen. 

 
(2)  Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch, untersuchen lassen. Auf die Überwachung wird in 

der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine wasserrechtliche Genehmigung der Kreis-
verwaltungsbehörde vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus der Eigen- oder Selbstüberwachung ord-
nungsgemäß durchgeführt und die Ergebnisse der Gemeinde vorgelegt werden. Die Gemeinde kann verlangen, dass die 
nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt 
werden. 

 
§ 18  

Haftung 
 
(1)  Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei 

ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2)  Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus der Benutzung der Entwässerungseinrichtung ergeben, nur dann, wenn 

einer Person, deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

 
(3)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
(4)  Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr da-

durch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit dieser nach 
§ 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten sowie stillzule-
gen und zu beseitigen ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 19  

Grundstücksbenutzung 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Ab-

wasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, 
soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2)  Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks 

zu benachrichtigen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 

mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich 
der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Plan-

feststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 20  
Betretungsrecht 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer satzungs-

mäßigen und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde zu ange-
messener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen Um-
fang betreten; auf Verlangen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist ungehindert Zugang zu allen Anlagentei-
len zu gewähren und sind die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des 
Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessungen. 

 
(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt. 



-322- 

§ 21  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 4 Sätze 1 und 3, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, 
Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 

 
2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung  oder Änderung der Grundstücksent-

wässerungsanlage beginnt, 
 
3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 4 

Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 
 
4. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 und 3 vor Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch einen fachlich 

geeigneten Unternehmer oder vor Vorlage von dessen Bestätigung oder vor Prüfung durch die Gemeinde die Leitun-
gen verdeckt oder einer Untersagung der Gemeinde nach § 11 Abs. 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

 
5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen über-

prüfen lässt, 
 
6. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung einleitet 

oder einbringt, 
 
7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde nicht unge-

hindert Zugang zu allen Anlagenteilen gewährt. 
 
(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 
 

§ 22  
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1)  Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 

erlassen. 
 
(2)  Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 

Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 23  
Inkrafttreten 

 
(1)  Diese Satzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.11.1996 außer Kraft. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 29. November 2016 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Hans Hawlitschek , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 12 
 

Gemeinde Bayerisch Gmain 
 

Beitrags- und Gebührensatzung  
zur Entwässerungssatzung  

der Gemeinde Bayerisch Gmain 
(BGS/EWS) 

Vom 29. November 2016 
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende  
 

Beitrags- und Gebührensatzung  
zur Entwässerungssatzung: 

 
§ 1 

Beitragserhebung 
 
Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung einen Beitrag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für 
Grundstücke und befestigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich Ab-
wasser anfällt, wenn 
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1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
 

2. sie – auch aufgrund einer Sondervereinbarung – an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1)  1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss 
der Maßnahme. 

 
(2)  Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, 

entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtig-
ter ist. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1)  1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die bei-

tragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 2.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in un-
beplanten Gebieten bei bebauten Grundstücken auf das 4-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens je-
doch 2.500 m², bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² begrenzt. 

 
(2)  1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller werden mit der 

vollen Fläche herangezogen. 3Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder 
selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserablei-
tung auslösen oder die nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder 
Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. 5Balkone, Loggien und Terrassen blei-
ben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 
(3)  1Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grund-

stücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, bei denen die zu-
lässige oder die für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 
nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Satzes 1. 

 
(4)  1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstän-

de, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 
 

–  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet wurden, 

 
–  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des 

Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 
 
–  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2  

Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 
 

(5)  1Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Bei-
trag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund-
stücksflächen neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Ge-
schossflächen, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet wurde.  

 
§ 6 

Beitragssatz 
 
(1)  Der Beitrag beträgt 
 

a) pro m² Grundstücksfläche  1,59 Euro 
 
b) pro m² Geschossfläche  10,37 Euro. 

 
(2)  1Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grundstücksflächenbeitrag nicht 

erhoben. 2Fällt diese Beschränkung weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag nacherhoben. 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

 
§ 7a 

Beitragsablösung 
 

1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Höhe des Beitrags. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
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§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

 
(1)  Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 

Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse im Sinne des § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2)  1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-

hens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentü-
mer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend. 

 
(3)  1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der   

voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Schmutzwassergebühren und Niederschlagswasserge-
bühren. 
 

§ 10 
Schmutzwassergebühr 

 
(1)  1Die Schmutzwassergebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, 

die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden. 2Die Gebühr beträgt 1,54 € 
pro Kubikmeter Schmutzwasser. 

 
(2)  1Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungs-

anlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 ausgeschlossen ist. 2Die Wassermengen werden durch geeichten 
Wasserzähler ermittelt. 3Sie sind von der Gemeinde zu schätzen, wenn 

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

 
4Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der Eigenge-
winnungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15 m³ pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 31.12. mit Wohnsitz 
auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich aus der öffentlichen Wasserversorgung abge-
nommenen eingesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m³ pro Jahr und Einwohner. 5In begründeten Einzelfällen sind 
ergänzende höhere Schätzungen möglich. 6Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Was-
serverbrauchs zu führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
(3)  1Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. 2Er ist 

grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten fest 
zu installieren hat. 3Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh bzw. für jede Groß-
vieheinheit eine Wassermenge von 20 m³ pro Jahr als nachgewiesen. 4Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich ge-
haltene Viehzahl. 5Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebührenpflichtigen; er kann durch Vorlage des Bescheids der 
Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4)  Vom Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen 
 

a) Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, sofern der Nachweis nicht durch geeichte und verplombte Wasserzähler ge-
führt wird, 
 

b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
 

c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 
 
(5)  1Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasserverbrauch 35 m³ pro Jahr und 

Einwohner, der zum Stichtag 31.12. mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist, unterschreiten 
würde. 2In begründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere betriebsbezogene Schätzungen möglich. 

 
§ 10a 

Niederschlagswassergebühr 
 
(1)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den bebauten, befestigten, vollversiegelten und/oder teilversiegelten 

und/oder geringversiegelten Flächen des Grundstücks, von denen aus Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrich-
tung eingeleitet wird oder abfließt. 

 
(2)  Als befestigt im Sinne des Abs. 1 gilt jeder Teil der Grundstücksfläche, dessen Oberfläche so beschaffen ist, dass Nieder-

schlagswasser vom Boden nicht oder nur unwesentlich/teilweise aufgenommen werden kann, d. h. insbesondere Beton-
decken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plattenbeläge. 

 
Die befestigten und bebauten Flächen werden mit einem Abflusswert multipliziert, der unter Berücksichtigung der Wasser-
durchlässigkeit wie folgt berücksichtigt wird: 
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Flächentyp Art der Befestigung Abflusswert 

Dachflächen Dachflächen ohne Begrünung 0,9 

Gründach  0,4 

Bodenflächen 
 

Vollständig versiegelt: 
 

Insbesondere Asphalt, Beton, sonstige undurch-
lässige Befestigungen, Plattenbeläge und Pflas-
ter mit Fugen bis 10 mm 
 

0,9 
 

 

Teilweise versiegelt:  
 

Insbesondere Pflaster mit Fugen ab 10 mm, 
Kies- und Schotterbelag, Schotterrasen, Sicker-
steine, Ökopflaster mit schriftlichem Hersteller-
nachweis 
 

0,6 
 

Gering versiegelt: Insbesondere Rasengittersteine 0,3 

 
In anderer Art befestigte Flächen werden entsprechend ihrer Wasserdurchlässigkeit den in der Tabelle angegebenen     
Arten der Befestigung zugeordnet. 

 
(3)  Bebaute und befestigte Flächen bleiben unberücksichtigt, wenn dort anfallendes Niederschlagswasser der öffentlichen 

Entwässerungsanlage ferngehalten wird und z. B. über Versickerung oder Einleitung in ein Oberflächengewässer eine an-
dere Vorflut erhält. Wenn ein Überlauf in die öffentliche Entwässerungsanlage besteht, werden die Flächen vollständig 
herangezogen. 

 
(4)  Wird Niederschlagswasser von bebauten und befestigten Flächen in einer Zisterne gesammelt, fallen für diese Flächen 

keine Niederschlagswassergebühren an; besteht ein Überlauf von der Sammelvorrichtung an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage, werden pro m3 Stauraum der Zisterne 

 
- wenn das Wasser z. B. zur Gartenbewässerung genutzt wird 10 m2 
 
- wenn das Wasser zur Toilettenspülung und/oder zum Wäschewaschen genutzt wird 20 m2 
 
von der angeschlossenen Fläche abgezogen. Der Flächenabzug kommt erst ab einem Mindestvolumen der Zisterne von 
3,0 m3 bis maximal 10,0 m³ zur Anwendung. 

 
(5)  Der Gebührenschuldner hat der Gemeinde auf Anforderung innerhalb eines Monats eine Aufstellung der für die Berech-

nung der Gebühr nach den Absätzen 1 bis 4 maßgeblichen Flächen einzureichen. Maßgebend sind die Verhältnisse am 
ersten Tag des Veranlagungszeitraums. Änderungen der der Gebührenberechnung zugrunde liegenden Flächen hat der 
Gebührenschuldner auch ohne Aufforderung binnen eines Monats nach Eintritt der Änderung der Gemeinde mitzuteilen. 
Sie werden im folgenden Veranlagungszeitraum berücksichtigt. Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

 
(5a)  1Weist der Gebührenpflichtige nach, dass die tatsächlich bebaute, befestigte, vollversiegelte und/oder teilversiegelte und/ 

oder geringversiegelte Fläche, von der Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird, um min-
destens 30 m² kleiner ist als die von der Gemeinde zugrunde gelegte Fläche, so legt die Gemeinde die geringere Fläche 
der Bemessung der Niederschlagswassergebühr zugrunde. 2Gleiches gilt, wenn nachgewiesen wird, dass der Entwässe-
rungseinrichtung kein Niederschlagswasser zugeleitet wird. 

 
(5b)  Weist die Gemeinde nach, dass die tatsächlich bebaute, befestigte, vollversiegelte und/oder teilversiegelte und/oder ge-

ringversiegelte Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird, um 
mindestens 30 m² höher ist als die bislang von der Gemeinde zugrunde gelegte Fläche, so wird die höhere Fläche der 
Gebührenbemessung zugrunde gelegt. 

 
(6)  Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten nach Abs. 5 nicht fristgerecht oder unvollständig nach oder bestehen be-

gründete Zweifel an der Richtigkeit der mitgeteilten Flächenmaße, so kann die Gemeinde die maßgeblichen Flächen 
schätzen. 

 
(7)  Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,31 € pro m² pro Jahr. 
 

§ 11 
Gebührenzuschläge 

 
Für Abwässer im Sinn des § 10 dieser Satzung, deren Beseitigung Kosten verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Be-
seitigung von Hausabwasser um mehr als 30 % übersteigen, wird ein Zuschlag bis zur Höhe des den Grenzwert übersteigen-
den Prozentsatzes des Kubikmeterpreises für die Schmutzwassergebühr erhoben. 
 

§ 12 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1)  Die Schmutzwassergebühr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die Entwässerungsanlage. 
 
(2)  1Die Niederschlagswassergebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung 

des Anschlusses folgt. 2Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 3Im Übrigen entsteht die Nieder-
schlagswassergebühr mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgebührenschuld neu. 

 
§ 13 

Gebührenschuldner 
 
(1)  Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich 

zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
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(2)  Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 
(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 14 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1)  1Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. 2Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswassergebühr werden zwei Wo-

chen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2)  1Auf die Gebührenschuld sind bis zum 30. November jeden Jahres, jeweils zum Monatsende Auszahlungen in Höhe eines 

Elftels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde 
die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 
§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderungen 
unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1)  Diese Satzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 12.5.2003 in der Fassung vom 25.11.2013 außer Kraft. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 29. November 2016 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Hans Hawlitschek , Erster Bürgermeister 
 
 


